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1 Der Begriff der nachhaltigen 
Landschaftsentwicklung
Der Begriff der nachhaltigen Entwicklung
beinhaltet als normatives und regulatives
Konzept bekanntlich eine Verknüpfung der
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen As-
pekte mit dem Gebot der Schonung der
natürlichen Ressourcen und der Berücksich-
tigung der Belastungsgrenzen (carrying ca-
pacity) der Umwelt. Danach sollen Ökono-
mie, Ökologie und sozialer Ausgleich als
Einheit begriffen werden (HÄBERLI et al.
2002). Der Lebensraum der Menschen, der
Tiere und Pflanzen soll hier und heute, im
kleinräumigen wie auch im globalen Maß-
stab, sowie in der Zukunft für die dann leben-
den Generationen gesichert sein und ein
menschenwürdiges und gerechtes Leben er-
möglichen (Bundesamt für Statistik et al.
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Zusammenfassung
Das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung für
Umweltgüter auf regionaler Stufe scheiterte
bislang an den fehlenden regionalspezifischen
Kriterien und Indikatoren sowie an der man-
gelnden Festlegung von Zielwerten. Insbeson-
dere ist für das Umwelt- und Kulturgut Land-
schaft eine Zielfindung dadurch erschwert, dass
insbesondere zur soziokulturellen und ökono-
mischen Dimension der Nachhaltigkeit auf der
Ebene der thematischen Ziele und Indikatoren
kaum konsensfähige Aussagen möglich waren.
In der vorliegenden Arbeit werden diese Prob-
leme insofern abgeschwächt, als mit dem me-
thodischen Ansatz der Ermittlung der Güter und
Dienstleistungen, welche ein konkreter Land-
schaftsraum bereitstellt, z.B. nicht die absolute
Biodiversität erfasst und bewertet wird, sondern
vielmehr wie, von wem und mit welchen Rech-
ten Biodiversität genutzt wird. Die Orientierung
an genutzten oder nicht genutzten Gütern und
Dienstleistungen einer Landschaft ermöglicht
Aussagen darüber, ob die eine Nutzung (z.B.
Landwirtschaft) sich negativ oder positiv auf
die andere Nutzung (Erholungsnutzung) aus-
wirkt oder nicht. Die Nutzung wird mit Indika-
toren der Landschaft in einem zeit-räumlichen
Kontext in relationaler Weise und unter Einbe-
zug der lokalen Bevölkerung und der Nutzer-
gruppen bewertet. Dadurch werden qualitative
Aussagen über die Veränderung der Land-
schaftsnutzungen (in Form der drei sich verän-
dernden Interaktionsleistungen der Landschaft,
der ökologischen, soziokulturellen und ästheti-
schen Landschaftsqualität) möglich. Zudem
ermöglicht die Analyse des institutionellen Re-
gimes der Landschaft, das einerseits das Aus-
maß der Regulierung der Güter und Dienstleis-
tungen, andererseits die Kohärenz unter den
Akteuren umfasst, eine Vergleichbarkeit des in-
stitutionellen Grades der Ressourcennutzung
mit dem Wandel der Nachhaltigkeit der Land-
schaftsnutzung. In sechs Fallstudien werden die
institutionellen Ressourcenregime der Land-
schaft ermittelt und ihr Einfluss auf die Land-
schaft mittels Indikatoren eruiert. Erste Resul-
tate sind im Jahr 2004 verfügbar.
Summary
Principle of Sustainability Applied on the Nat-
ural Resource ‘Landscape’ – Case studies on
the concept of institutional resource regimes
The principle of the sustainable development of
environmental goods at regional level has failed
up to now due to a lack of region-specific crite-
ria, indicators and a definition of target values.
The definition of targets for the environmental
and cultural good ‘landscape’ is rendered par-
ticularly difficult by the fact that it has proved
practically impossible to reach a consensus on
thematic objectives and indicators for the socio-
cultural and economic dimensions of sustain-
ability. 
These problems are partially overcome by
this study: the methodological approach adopt-
ed focuses on the goods and services provided
by a concrete landscape and does not attempt to
record and evaluate absolute biodiversity. It
rather addresses the question by whom, how
and based on what rights biodiversity is used as
an environmental good. This focus allows to
find out whether or not a certain use (e.g. agri-
culture) has negative or positive effects on oth-
er land uses (e.g. recreation). The use of the
landscape is evaluated applying various land-
scape indicators related to the dimensions of
space and time together with the local popula-
tion and user groups. This allows to qualitative-
ly observe changes of landscape use (based on
the three changing interaction services of the
landscape, the ecological, socio-cultural and
aesthetic quality of the landscape).
Furthermore, the analysis of the institutional
regime of the landscape enables the comparison
of the institutional degree of resource use with
the changes in the sustainability of landscape
use. It incorporates on the one hand the extent
of the regulation of the goods and services pro-
duced and on the other the coherency among the
actors. The institutional resource regimes relat-
ing to the landscape and their influence on the
landscape are investigated in six case studies us-
ing indicators. First results of the study will be
available in 2004.
2002). Gemäß der schweizerischen Bundes-
verfassung (Art. 73 BV) sollen Bund und
Kantone ein auf Dauer ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen Natur und ihrer Erneue-
rungsfähigkeit sowie deren Beanspruchung
durch den Menschen anstreben. Im Umgang
mit natürlichen Ressourcen sollen daher
überall dort Grenzen gesetzt werden, wo
sich jetzt oder in Zukunft Verknappung und
ein irreversibler Verbrauch abzeichnen. In
der Agenda 21, welche 1992 an der UN-
Konferenz für Umwelt und Entwicklung in
Rio von 181 Staaten ratifiziert wurde, wer-
den Ziele und Strategien für eine Konkre-
tisierung des Nachhaltigkeitskonzeptes fest-
gelegt. 
Der Schweizerische Bundesrat hat im Jah-
re 2002 seine „Strategie Nachhaltige Ent-
wicklung“ verabschiedet, die zehn Hand-
lungsfelder mit insgesamt 22 Maßnahmen
vorsieht. Seit 1992 sind in zahlreichen Län-
dern regionale und lokale Konzepte bzw.
Projekte der nachhaltigen Entwicklung in
top down- und bottum up-Prozessen erarbei-
tet worden (KEINER 2002). In dieser erfreuli-
chen Vielfalt der bisherigen Nachhaltigkeits-
Initiativen zeigt sich aber auch der Nachteil
der holistischen Definition, welche zwar al-
le gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und
ökologischen Aspekte des Lebens umfasst,
die in der lokalen und regionalen An-
wendung notgedrungenermaßen thematisch
eingeschränkt werden müssen. Denn zahl-
reiche, das Mensch-Umwelt-System beein-
flussende Faktoren liegen außerhalb des
Handlungsraumes der von solchen lokalen
Maßnahmen bezeichneten Zielgruppe (örtli-
che Landwirtschaft, Waldeigentümer, Be-
hörden, Bevölkerung). 
Die Ursprünge des Begriffes der Nachhal-
tigkeit beruhen auf dem ressourcenökono-
mischen Prinzip, wonach von einem gegebe-
nen Kapital (die Umweltgüter) nur die in
regelmäßigen Zeiträumen anfallenden Zin-
sen genutzt werden sollen (BASLER 1972).
Seine ersten Anwendungen fand dieses Prin-
zip bekanntlich in der Forstwirtschaft, die
dieses einfache und einleuchtende Konzept
im Laufe der vergangenen Jahrhunderte
europaweit zu ihrem obersten Grundsatz ge-
macht hat. Nach BASLER (1972) sind die
Analogien zwischen der Weltwirtschaft und
der Waldwirtschaft so frappant, dass sich die
Anlehnung an diesen Begriff später gerade-
zu aufgedrängt hätte. Traditionell wurde die
Nachhaltigkeit auf den Holzertrag be-
schränkt, welcher den im gleichen Zeitraum
erfolgten natürlichen Zuwachs nicht über-
schreiten soll (nach KASTHOFER 1818). Die-
ser sustainable yield-Ansatz ist der Welt-
sicht einer utilitaristischen Naturethik ver-
gleichbar, da ja primär der nutzende Mensch
mit dem Nachhaltigkeitsgebot angespro-
chen wird, während die Umwelt, das heisst
die Pflanzen und Tiere, nicht auf die Nach-
haltigkeitsidee „verpflichtet“ werden kann
(MERCHANT 1989). Heute fasst die nachhal-
tige Waldbewirtschaftung bekanntlich den
nachhaltigen Holzertrag (sustainable yield)
nur noch als einen Bestandteil neben ande-
ren Waldfunktionen (Ökosystemschutz,
Schutz vor Naturgefahren, Erholungsfunk-
tion) auf.
Dieser anthropozentrische Ansatz des
Nachhaltigkeitsbegriffes (THIERSTEIN &
LAMPRECHT 1998) ist auch deshalb vertret-
bar, weil die ökologische Krise letztlich auf
das Wirken des Menschen in den Ökosyste-
men zurückgeht und damit richtigerweise als
Kulturkrise bezeichnet werden muss (MAR-
KL 1986). Damit rückt das Postulat der nach-
haltigen Entwicklung in die Nähe der funda-
mentalen Menschenrechte. In unserem Falle
ist der Zielraum der Nachhaltigkeit die
Landschaft als der vom Menschen wahrge-
nommene Raum, dessen Eigenschaften aus
der Interaktion von menschlichen und natür-
lichen Faktoren resultieren (Definition ge-
mäß Europarat 2000). Im Rahmen des
schweizerischen Nachhaltigkeitsindikato-
ren-Projekts „MONET“ wurde für die Natur-
und Kulturlandschaft folgendes Postulat auf-
gestellt: „Die Gestaltung des natürlichen
Lebensraumes des Menschen muss sich von
der Idee der Menschenrechte leiten lassen.
Die Würde des Menschen verlangt eine le-
benswerte Natur- und Kulturlandschaft“
(Bundesamt für Statistik et al. 2002). Dieser
Ansatz führt damit zur rechtlichen und poli-
tischen Frage, welche moralisch-ethischen
Pflichten mit dem verfassungs- und gesetz-
mäßig geschützten Recht auf Nutzung der
käuflich, erblich oder anderweitig erworbe-
nen bzw. angeeigneten Landschaftskompo-
nenten verbunden sind und welche Rolle
dem Staat oder der internationalen Staaten-
gemeinschaft in der Lenkung dieser Nut-
zungsrechte zufällt. 
Schon 1338/39 hatte AMBROGIO LOREN-
ZETTTI mit seinen beiden Fresken „Buon
governo“ und „Malgoverno“ im Palazzo
pubblico von Siena die Visionen einer nach-
haltigen und nicht-nachhaltigen Welt ge-
zeichnet: Er verband auf dem ersten Fresko
die Vision einer idealen Regierung, die mit
personifizierten Tugenden wie Größe, Ein-
tracht, Kraft und Weisheit ausgestattet wur-
de, mit dem harmonischen Leben und wirt-
schaftlichen Treiben der Menschen in der
Stadt und auf dem Land. Seine Landschafts-
darstellung gleicht noch heute unserem Ide-
al einer lieblichen, vielfältigen und gepfleg-
ten toskanischen Kulturlandschaft. Beim
zweiten Fresko herrscht hingegen Korrup-
tion, Streit, Mord und Armut und die Stadt
und die Campagna sind von Zerfall und Ver-
wüstung geprägt (RODEWALD 1999). Der Er-
folg des Nachhaltigkeitskonzeptes für die
Ressource Landschaft hängt daher stark da-
von ab, ob es gelingt, die Nutzung ihrer ver-
schiedenen Güter und Dienstleistungen im
Sinne des nachhaltigen Ertrages politisch so
zu lenken, dass Übernutzungen vermieden
werden und eine Ausgewogenheit zwischen
Kultur und Natur entstehen kann. Zu den
Verknappungen der Ressource Landschaft
zählen nicht nur ökologische Schäden wie
der Verlust der Artenvielfalt, sondern gleich-
gewichtig auch Beeinträchtigungen ihrer
ästhetischen und soziokulturellen Qualitä-
ten. Diese letzteren sind maßgebend dafür,
dass wir den Raum, der uns umgibt, als
Landschaft wahrnehmen und als solche be-
zeichnen. 
Die konzeptionellen und methodischen
Konsequenzen der bisherigen Überlegungen
bestehen darin, dass die klassischen ökolo-
gielastigen Instrumente zur Bewertung des
(Ziel-)Zustandes von Landschaften (Land-
schafts- und Naturschutzplanung, Raum-
und Waldentwicklungsplanung) nicht aus-
reichen. Sie müssen ergänzt werden durch
akteurspezifische Beurteilungen der ästheti-
schen und soziokulturellen Qualitäten und
durch Beobachtungen der institutionellen
Determinanten des Verhaltens der Land-
schaftsnutzer. Diese letzteren bestehen im
Wesentlichen in der Struktur der Eigen-
tumstitel, der Verfügungs- und Nutzungs-
rechte sowie aus Anordnungen der raum-
wirksamen öffentlichen Schutz- und Nut-
zungspolitiken. Die Notwendigkeit des
postulierten Einbezugs dieser institutionel-
len Rahmenbedingungen ergibt sich bereits
aus der Übersicht der wichtigsten Schiefla-
gen, die im Landschaftsraum vorherrschen
(Tab. 1).
Die spezifische Kombination aus einem
eigentumsrechtlichen Regelwerk und Um-
setzungsakten aus öffentlichen Schutz- und
Nutzungspolitiken, die sich auf die dadurch
regulierten Güter und Dienstleistungen der
Ressource Landschaft beziehen, nennen wir
das institutionelle Regime (IR) der Ressour-
ce Landschaft (KNOEPFEL et al. 2001).
2 Starke oder schwache 
Nachhaltigkeit für die Landschaft?
Im konzeptionellen Umgang mit der Nach-
haltigkeit haben sich zwei Hauptrichtungen
entwickelt: die schwache und die starke
Nachhaltigkeit (weak and strong sustainabi-
lity, CABEZA GUTÉS 1996, GETZNER 1999,
THIERSTEIN & LAMBRECHT 1998). Der Unter-
schied dieser beiden Konzepte liegt in der
Frage der Substituierbarkeit von Natur- und
Umweltgütern durch technische Errungen-
schaften. Bei der schwachen Nachhaltigkeit
wird davon ausgegangen, dass Funktionen
der Natur auch von Humankapitalgütern,
z.B. von technischen Einrichtungen über-
nommen werden könnten (zum Beispiel die
Lawinenverbauung anstelle eines Schutz-
waldes, genetisch veränderte anstelle natür-
licher Organismen). Danach wäre etwa ein
gesellschaftlich-wirtschaftliches Wachstum
auf Kosten originärer Umweltgüter durch-
aus nicht als a priori nicht nachhaltig zu be-
zeichnen. Die starke Nachhaltigkeit spricht
dagegen der Natur einen Eigenwert und eine
Integrität zu, was sich mit der erwähnten
Substitutierbarkeit nur schwer vereinbaren
ließe. Dieser Zwist ist auch der Grund dafür,
dass die konkrete Verwendung des Begriffes
der Nachhaltigkeit im Bereich landschaftli-
cher Veränderungen zu oftmals sehr unter-
schiedlichen Beurteilungen führt, je nach der
Position der Akteure (Tab. 2). 
Die Tab. 2 zeigt, dass bei der ökologischen
Dimension der Nachhaltigkeit der Konsens
über Konzepte, Ziele und Indikatoren zwi-
schen den beiden Ansätzen relativ hoch ist,
während bezüglich der ökonomischen und
der soziokulturellen Dimension erhebliche
Unterschiede bestehen. In Bezug auf die
Landschaft dürfte ein schwacher Nachhaltig-
keitsansatz insbesondere bezüglich der Sub-
stituierbarkeit der Artenvielfalt kaum akzep-
tabel sein. Denn die Frage, welches Mini-
mum an Artenvielfalt das Mensch-Umwelt-
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Tab. 1: Zusammenfassung der Schieflagen im ländlichen Raum aus Sicht der ökonomischen, ökolo-
gischen sozialen/kulturellen und politischen Dimensionen aufgrund von Interviews (nach RODEWALD
& KNOEPFEL 2001).
Dimension Schieflage
ökonomisch Konzentrationstendenzen
Verlagerung der Wirtschaftsaktivitäten in den Agglomerationsraum 
Deagrarisierung
Verdrängungskampf und Marktsättigung im „harten“ Tourismussektor
ökologisch Agglomerisierung
Bodenverbrauch
Verkehrsbelastung
Verlust an kulturlandschaftlichen Werten
sozial-kulturell Verlust der Raumverbundenheit, Identität
gefährdete Grundversorgung 
Mangelnde Ausbildungs- und Arbeitsplatzperspektiven/ Abwanderung
Defizite im Bereich Partizipation, Mitgestaltung, Integrationsfähigkeit
politisch drohende Aufweichung der Kohäsionspolitik
Deregulierung, namentlich im Umweltschutz- und Raumplanungsbereich 
Kluft zwischen liberaler Wirtschaftspolitik und Umweltpolitik
Privatisierungen staatlicher Regiebetriebe und Gefährdung der Aufrechterhaltung 
der Grundversorgung
System braucht, erscheint aus umweltethi-
scher Sicht als abwegig. Ähnliches gilt für
die kulturgeschichtliche Ausstattung der
Landschaft. Die Zieldefinition von absoluten
Schutzgrenzen sollte daher auf das „strong
sustainability“-Modell abgestützt werden.
Demgegenüber kann bei stark kulturell über-
prägten Landschaften, z.B. im Falle von
Siedlungs- und Verkehrsräumen, von „trade-
offs“ zugunsten höherwertiger ökologischer,
sozialer oder wirtschaftlicher Qualitäten aus-
gegangen werden. Eine derartige gesamthaf-
te Beurteilung wird mit der im Folgenden
vorgestellten Konzeption der institutionellen
Landschaftsregime erleichtert; denn diese
ermöglicht es, frühzeitig nicht-nachhaltige
Nutzungssituationen zu diagnostizieren und
deren Ursachen in Gestalt von akteurspezifi-
schen Veränderungen des Nutzerverhaltens
und ihrer institutionellen Bestimmungsfak-
toren aufzuzeigen.
3 Institutionelle Ressourcenregime für
die Landschaft
Im April 2002 startete der schweizerische
Nationalfonds ein fünfjähriges Forschungs-
programm zum Thema „Landschaften und
Lebensräume der Alpen“ (www.nfp48.ch),
das sich am österreichischen Kulturland-
schaftsforschungsprogramm (www.klf.at)
orientierte. In einer ersten Phase (2002 –
2005) widmen sich insgesamt 35 Projekte
den folgenden fünf Schwerpunkten: Prozes-
se der Wahrnehmung, Prozesse der Verände-
rung, Zielfindung und Gestaltung, Raumnut-
zung und Wertschöpfung sowie virtuelle
Repräsentation. Unter dem Titel „Pflege der
alpinen Kulturlandschaft und ökologische
Reproduktionsmassnahmen zur Aufrechter-
haltung des Lebens- und Nutzungsraumes
mittels institutioneller Ressourcenregime
auf der Basis von Gemeinwerken, Allmend-
regeln und anderer kollektiver Zusammen-
arbeitsformen“ führen die Autoren dieses
Beitrages eine Studie über das Verhältnis von
Eigentums-,Verfügungs- und Nutzungsrech-
ten, der öffentlichen Schutz- und Nutzungs-
politiken und Veränderung ausgewählter
Landschaften durch. Diese Untersuchungen
betreffen folgende sechs Gebiete: Valle Ba-
vona/Tessin, Sent/Ramosch/Tschlin im Un-
terengadin/Graubünden, Val Mora/Müns-
tertal/Graubünden, Baltschiedertal/Wallis,
Aletschgebiet/Wallis und Lavaux/Waadt (als
Untersuchungsgebiet außerhalb des Alpen-
raumes). Diese Landschaften wurden ausge-
wählt aufgrund ihrer noch vorhandenen ho-
hen landschaftlichen Qualitäten, der unter-
schiedlichen sozioökonomischen Einflüsse
(Tourismus, Nutzungsaufgabe, Übernutzung
und Siedlungstätigkeit), der vorhandenen,
regional (bottum up) oder national (top
down) initiierten Schutzprojekte und variie-
render (kollektiver und privater) Eigentums-
strukturen. Die Leitfrage der Studie lautet:
„Wie wirken sich unterschiedliche institu-
tionelle Ressourcenregime auf die Nutzer
von Landschaften und auf den landschaftli-
chen Zustand aus und welchen Einfluss ha-
ben kollektive Eigentumsformen für die
künftige nachhaltige Landschaftsentwick-
lung?“
Hinter dieser Leitfrage steht die Hypothe-
se, dass Veränderungen von Landschaften in
hohem Masse von der Definition und Ausge-
staltung der Eigentums- und Nutzungsrech-
te an Landschaft und ihren Elementen ab-
hängig sind. Eine nachhaltige Entwicklung
wird danach umso wahrscheinlicher, desto
integrierter das institutionelle Ressourcenre-
gime ist. In einem integrierten System sind
die heterogenen, multiplen Nutzungen ver-
schiedener Nutzergruppen optimal aufeinan-
der abgestimmt und die umgesetzten Schutz-
und Nutzungspolitiken sorgen dafür, dass
diese Nutzungen die Tragfähigkeit der ge-
samten Ressource nicht überschreiten. Die-
ser Ansatz hat sich bereits für die Ressourcen
Boden, Wasser und Wald bewährt (KNOEPFEL
et al. 2001, 2003). 
Bekanntlich gibt es heute an der Ressour-
ce Landschaft keine eigentlichen Eigentums-
rechte. Allerdings sind Prozesse der Aneig-
nung, z.B. im Sinne der individuellen Iden-
tifikation mit einer Landschaft, der Erholung
und Sehnsucht, aber auch im Bereich des
Tourismus und der Werbung sehr häufig. So
versehen wir die sprachliche Beschreibung
der uns vertrauten Umgebung oft mit Posses-
sivpronomen, obwohl sie uns nicht „gehört“,
weil wir sie uns für unser Wohlbefinden und
die Identifikation angeeignet haben („unser
Wald“, „meine Aussicht“, „meine Stadt“,
„mein Spazierweg“). Über dieses „Mit-
Eigentum“ wollen wir mit BINSWANGER
(1998) darüber in einem gewissen Maße ver-
fügen dürfen (etwa durch die Abwehr von
Straßenlärm oder hässlicher Bauten), wie
wir dies auch für unseren Körper oder unse-
re Psyche zu tun pflegen. So mag denn die
Frage, wem das Matterhorn gehört, auf den
ersten Blick abwegig klingen. Die zuneh-
mende Vermarktung dieses symbolträch-
tigen Gipfels, die mit dem Massentourismus
einhergehende Schmälerung des individuel-
len Naturerlebnisses der Einheimischen und
eine zunehmende Wertschätzung für derar-
tige Landschaften führen indessen die Be-
deutung der Eigentumsfrage für die nachhal-
tige Landschaftsentwicklung in diesem Fall
deutlich vor Augen. 
4 Die Güter und Dienstleistungen der
Landschaft
Für die Bewertung der für die Nachhaltigkeit
bedeutsamen Nutzungssituation von Land-
schaften ziehen wir den in der Ressourcenö-
konomie geläufigen Ansatz der Bestimmung
der spezifischen Güter und Dienstleistungen
heran, welche die Ressource Landschaft
gleichermaßen wie andere erneuerbare na-
türliche Ressourcen bereitstellt (KNOEPFEL
et al. 2001). Diese Güter und Dienstleistun-
gen (Tab. 3) umfassen grundsätzlich sämtli-
che verortbaren Schutz- und Nutzgüter bzw.
-dienstleistungen, wie z.B. den Raum für den
Wohnungsbau, den Verkehr, die Landwirt-
schaft oder Tourismus. Dieser Ansatz ver-
hindert eine unzulässige Reduktion der
verschiedenen Landschaftsfunktionen auf
ökologische Schutzgüter, wie dies im Falle
traditioneller Betrachtungsweisen oft ge-
schieht. Zudem erlaubt das Einbeziehen von
Dienstleistungen eine angemessene Berück-
sichtigung der zentralen ästhetischen und der
damit eng verknüpften umweltethischen
Komponenten von Landschaften. Im Ver-
gleich zu den Basisressourcen Wasser, Bo-
den, Wald etc. produzieren Landschaften
ein „Mehr“ an Gütern und Dienstleistun-
gen. Dieses „Mehr“ bezeichnen wir als öko-
logische, soziokulturelle und ästhetische
Landschaftsqualität, welche sich aus der
Interaktion und Kombination der verschie-
denen Güter und Dienstleistungen der er-
wähnten Basisressourcen ergibt (vgl. VAN
MANSVELT & VAN DER LUBBE 1999). Sie
werden hier daher als Interaktionsleistun-
gen bezeichnet. 
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Tab. 1: Zusammenfassung der Schieflagen im ländlichen Raum aus Sicht der ökonomischen, ökolo-
gischen sozialen/kulturellen und politischen Dimensionen aufgrund von Interviews (nach RODEWALD
& KNOEPFEL 2001).
Dimension Schieflage
ökonomisch Konzentrationstendenzen
Verlagerung der Wirtschaftsaktivitäten in den Agglomerationsraum 
Deagrarisierung
Verdrängungskampf und Marktsättigung im „harten“ Tourismussektor
ökologisch Agglomerisierung
Bodenverbrauch
Verkehrsbelastung
Verlust an kulturlandschaftlichen Werten
sozial-kulturell Verlust der Raumverbundenheit, Identität
gefährdete Grundversorgung 
Mangelnde Ausbildungs- und Arbeitsplatzperspektiven/ Abwanderung
Defizite im Bereich Partizipation, Mitgestaltung, Integrationsfähigkeit
politisch drohende Aufweichung der Kohäsionspolitik
Deregulierung, namentlich im Umweltschutz- und Raumplanungsbereich 
Kluft zwischen liberaler Wirtschaftspolitik und Umweltpolitik
Privatisierungen staatlicher Regiebetriebe und Gefährdung der Aufrechterhaltung 
der Grundversorgung
Die Güter und Dienstleistungen sind un-
tereinander grundsätzlich gleichrangig. Sie
werden entweder von einzelnen Personen,
vom Staat, von Gemeinschaften oder von al-
len oder niemanden „besessen“, gehalten,
be- und genutzt (BROMLEY 1997/98). Ver-
drängt die Nutzung eines Gutes den Schutz
eines anderen Gutes, so wird auch die Qua-
lität der zentralen Interaktionsleistung der
betroffenen Ressource Landschaft in Mitlei-
denschaft gezogen. 
Landschaft – ein Gemeinschaftsgut?
In Landschaften überlagern sich in der Regel
eine Vielzahl von Gütern und Dienstleistun-
gen, die von einer Vielzahl von Akteuren ge-
nutzt werden. Die Bergwiese stellt als wirt-
schaftliches Gut der Bergbauern auch den
Raum der Naturwahrnehmung der Erho-
lungssuchenden und den Ort genetischer
Vielfalt (für die Gemeinschaft der Men-
schen) dar. Solche Überlagerungen unter-
schiedlich genutzter Güter und Dienstleis-
tungen stellen eines der Hauptprobleme der
Analyse und Steuerung der nachhaltigen
Nutzung aller natürlicher Ressourcen dar.
Sie führen regelmäßig zum Vorhandensein
einer Vielzahl von Akteuren, die basierend
auf unterschiedlichen Eigentums- und Nut-
zungsrechten vielfach lediglich eigeninteres-
siert handeln. Dies hat Nutzungsrivalitäten
bezüglich einzelner oder mehrerer Güter und
Dienstleistungen der Ressource Landschaft
zur Folge, die die erwähnte Fähigkeit der
Landschaft zur Produktion der erwähnten In-
teraktionsleistungen insgesamt in Gefahr
bringen können. Da deren Bestand zur Si-
cherung der Belange des Gemeinwohls not-
wendig ist, stellt Landschaft diesbezüglich
ein Gemeinschafts- oder Kollektivgut (mit
meritorischem Charakter) dar (LENK &
MARING 2001). 
Der normative Begriff des Gemeinschafts-
gutes beinhaltet wiederum eine Sozialpflich-
tigkeit für die Inhaber der Eigentums- oder
Nutzungsrechte an den Basisressourcen von
Landschaften, aber ggf. auch an den erwähn-
ten Interaktionsleistungen. Das Ausmaß die-
ser Sozialpflichtigkeit wird durch die Verfas-
sung und durch Anordnungen der einschlägi-
gen öffentlichen Politiken bestimmt. Heute
werden durch Übernutzung bedrohte natür-
liche, aber auch immaterielle Ressourcen
von Politik und/oder Wissenschaft oftmals
zu Gemeinschaftsgütern erklärt (englisch:
„commons“). Damit wird postuliert, dass an
(einzelnen) Gütern und Dienstleistungen sol-
cher Ressourcen zahlreiche Menschen direkt
oder indirekt teilhaben können sollen, wes-
halb sich die Verfügungsinstanz auf kollek-
tiver Ebene befinden sollte (WIJKMAN 1982).
Der Begriff der „commons“ ist allerdings in-
sofern etwas verwirrend, als sich die Nut-
zungsrechte an solchen Gütern gerade im
Falle „herrenloser“ Ressourcen wie Land-
schaften oder Luft tatsächlich (formal oder
informell) sowohl in privater, als auch in ge-
meinschaftlicher oder staatlicher Hand be-
finden können. Der tatsächliche Grad der
Ausschließbarkeit interessierter Nutzer und
die reale Verteilung dieser Berechtigungen
an diese Nutzergruppen können in krassem
Widerspruch stehen zum ökonomisch-
normativen Begriff der „commons“. Beim
tatsächlichen Gemeinschaftseigentum ist
insbesondere an die Allmende zu denken
(LENHARD & RODEWALD 2000), die – entge-
gen der weit verbreiteten These der Tragödie
der Gemeinschaftsgüter („tragedy of the
commons“, HARDIN 1968) – so reguliert war,
dass die längerfristige Erhaltung eines Wei-
deraumes oder Bewässerungssystems gesi-
chert war (OSTROM 1990, TRAWICK 2002).
MARQUARDT (2002) zeigte auf, dass in All-
menden zumeist unterschiedliche Rechtsfor-
men von Eigentum vorhanden waren. So
fanden sich in solchen Systemen oft genos-
senschaftliches Eigentum, Verwandtschafts-
und privates Herrschaftseigentum.
Schließlich stellt sich die Frage, ob die
Aufteilung von Natur und Landschaft in öko-
nomisch bewertete Güter nicht letztlich zu
einem „Besitzimperialismus“ (LENK & MA-
RING 2001) führt, und ob „herrenlose“ Güter
nicht gerade aus moralisch-ethischen Über-
legungen (Eigenrecht der Natur) zu fördern
wären. Die Erfahrung zeigt allerdings, dass
herrenlose Güter (wie etwa die Fischbestän-
de in den Weltmeeren) gerade wegen der
Abwesenheit wohldefinierter Eigentums-
rechte übernutzt werden. Dasselbe dürfte für
die Landschaft gelten. Ihre Interaktionsleis-
tungen müssen im Wesentlichen als herren-
lose, im öffentlichen Interesse kollektiv zu
gestaltende Dienstleistungen bezeichnet
werden, die jedenfalls heute infolge unklar
definierter Nutzungsrechte durch faktische
Aneignungsprozesse identifizierbarer Nut-
zergruppen und einhergehende Übernutzun-
gen bedroht sind.
In Einklang mit der Ressourcenökonomie
geht auch der Ansatz der institutionellen
Landschaftsregime davon aus, dass die Nut-
zung solcher, an sich „herrenloser“ Ressour-
cen wie Ozeane, Luft oder die Antarktis, aber
auch (biologisch vielfältige) Biomasse oder
eben Landschaft nur dann in nachhaltiger
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Tab. 3: Die Güter und Dienstleistungen der Landschaft (Interaktionsleistung bedeutet die aus den jeweiligen Gütern und Dienstleistungen hervorgehen-
den Gesamtqualität, welche das eigentliche „Mehr“ der Landschaft gegenüber den Basisressourcen Boden, Wasser, Luft, Wald etc. ausmacht).
Interaktionsleistung Güter und Dienstleistungen potenzielle Nutzer der Güter und Dienstleistung
1. ökologische 1a) Bereitstellung der (a)biotischen Raumfaktoren 1a) Landwirte, Gesamtbevölkerung
1. Landschaftsqualität 1b) Bereitstellung von vernetzten Naturvorrangflächen 1b) Landwirte
1c) Speicher genetischer Vielfalt (Biodiversität) 1c) Naturschutzverbände, Wissenschaftler
1d) Regulation des Wasserkreislaufes 1d) Kraftwerkbetreiber
1e) Regulation dynamischer Prozesse (Naturereignisse) 1e) Gemeinwesen
1f) Regulation der Populationsdynamik 1f) Jäger, Pilzsammler 
1g) Raum der Naturgeschichte und -wissenschaft 1g) Historiker, Naturschutzverbände
2. sozio-kulturelle 2a) Raum der landwirtschaftlichen Nutzung 2a) Landwirte
1. Landschaftsqualität 2b) Raum der forstwirtschaftlichen Nutzung 2b) Waldbesitzer
2c) Raum der Siedlungstätigkeit 2c) Baulandbesitzer
2d) Räumliche Strukturierung der Mobilität und des Transportes 2d) Verkehrsverbände, Landbesitzer
2e) Raum der Kulturgeschichte und des baulichen Erbes 2e) Touristen, Denkmalpflege
2f) Raum der kulturellen Diversität 2f) Landwirte, Marketingstellen
2g) Ort der Zufriedenheit und des Wohlbefindens 2g) Städteplaner, Bevölkerung
3. ästhetische 3a) Raum mit Erholungsfunktion (inkl. Tourismus, Freizeit, Naturerlebnis) 3a) Golfplatzbauer, Seilbahnbetreiber, Touristen, 
3. Landschaftsqualität 3a) Naturschutzverbände
3b) Raum größtmöglicher freier Zugänglichkeit 3b) Privatbesitzer, Erholungssuchende
3c) Lieferant von Geschichten und Heimatbildern 3c) Buchverleger, Kulturschaffende
3d) Ort ästhetischer Landschaftswahrnehmung 3d) Feriengäste, Anwohner
3e) Träger von Wertschöpfungen (Werbung, Regionalmarketing, Tourismus) 3e) Postkartenhersteller, Fotografen, Regional-
3a) planer, Naturschutzverbände
3f) Raum der Identität und Lieferant von Identifikationsstrukturen 3f) Gemeindebehörden, Landwirte, Bürgerforen, 
3a) Bauwillige, Tourismuspromotoren
Weise erfolgen kann, wenn Besitz-, Nut-
zungs-, Verfügungs-, Informations- und
Transaktionsrechte an den Ressourcen selbst
und an den daraus gewonnenen Gütern und
Dienstleistungen präzise definiert sind und
ein transparenter Mechanismus für ihre Zu-
teilung an identifizierbare und verantwort-
liche Nutzergruppen sichergestellt ist
(KNOEPFEL et al. 2003). Es kommt unter die-
sem Gesichtswinkel also letztlich weniger
darauf an, ob sich die Ressource in öffentli-
chem oder in privatem Eigentum befindet.
Wichtiger ist vielmehr, wie die Eigentums-
und Nutzungsrechte ausgestaltet sind (BINS-
WANGER 1998). So schlägt etwa BINSWANGER
für das Erreichen der Nachhaltigkeitsziele
vor, vermehrt patrimoniale Bestandteile in
das Eigentumsrecht einzubauen. Als Patri-
monium wird im Gegensatz zum Dominium
Eigentum verstanden, welches vom Vater ge-
erbt und an die Kinder weiter vererbt werden
soll, d.h. wohl gebraucht, aber nicht ver-
braucht werden darf. Eine derartige inhaltli-
che Ausgestaltung der Verfügungs- und Nut-
zungsrechte an der Landschaft könnte umso
überzeugender und wirkungsvoller sein, je
höher der Anteil kollektiver Entscheidungs-
und Verfügungsrechte ist (RODEWALD 2002).
Dies entspräche auch einem alten ökologi-
schen Postulat nach einer vermehrten kollek-
tiven Verantwortung für die Umwelt und die
Landschaft als einem gemeinsamen Erbe der
Menschheit (MARKL 1986, OST 2003, WARD
& DUBOIS 1972).
5 Die Qualitätsziele und Indikatoren
der nachhaltigen Landschaftsent-
wicklung
Die Umsetzung des Begriffes der nachhalti-
gen Entwicklung auf die Landschaft ist heu-
te nur in Ansätzen gelungen. Erste vielver-
sprechende Arbeiten entstanden im Rahmen
des österreichischen Forschungsprogramm
„Kulturlandschaften“ (HABERL & SCHANDL
1999, WRBKA et al. 1999). Weitere Ansätze
finden sich in den Studien über „Bergspezi-
fische Umweltqualitätsziele“, welche im
Rahmen der Alpenkonvention vom deut-
schen Umweltbundesamt erarbeitet wurden
(UBA 2000, 2002) sowie im Projekt Land-
schaft 2020 des Bundesamtes für Umwelt,
Wald und Landschaft (ISELIN 2001). Die
Problematik, die sich ausgehend von der
Sichtung der Literatur über Kriterien-/Indi-
katorsysteme für die Landschaft stellt, lässt
sich in folgenden sechs Punkten umschrei-
ben:
Ü der schwierige Umgang mit den nicht di-
rekt messbaren, aber zentralen ästhetischen
Aspekten von Landschaften,
Ü erschwerte Regionalisierung der Kriterien
und Indikatorsysteme,
Ü problematische Festlegung von Zielwer-
ten,
Ü fehlende Zeitreihen und Referenzzustände,
Ü die oft aufwändige Ermittlung der Indika-
torwerte (der Top down-Ansatz ist ungenü-
gend),
Ü fehlende methodische Validierung.
Aus den gesetzlichen Vorgaben, den (in-
ter-)nationalen Programmen des Natur- und
Landschaftsschutzes und aus der Forschung
lassen sich heute für die Landschaftsent-
wicklung zahlreiche Soll-Werte ableiten.
Diese Ziele lassen sich den einzelnen Gütern
und Dienstleistungen aus Tab. 1 zuordnen.
Die fallgebietsbezogene Landschaftsbeurtei-
lung mittels den aus den Zielen hergeleiteten
Indikatoren ergibt schließlich Aussagen über
den Grad der Zielerreichung. Dieses Vorge-
hen wurde denn auch in unseren Fallstudien
gewählt.
Im Gegensatz zu andern Ressourcen kann
bei Landschaften in der Regel nicht von ab-
soluten Zielgrößen ausgegangen werden.
Denn in den durchkultivierten Landschaften
Europas ist Landschaftsqualität immer kul-
turspezifischen Nutzungsänderungen und
variierenden ästhetischen Bewertungen un-
terworfen. Die Beispiele der Bewertung von
Wildnis oder von Alpengebirgen zeigt diese
sich über Jahrhunderte stark verändernde
kulturelle Landschaftsbeziehung recht an-
schaulich (RODEWALD 1999, SCHAMA 1996,
STREMLOW 1998). Für diese kulturelle „Plas-
tizität“ der Landschaft lässt sich kein absolu-
tes Ziel definieren. Ähnliches gilt auch für
nicht vom Menschen verursachte naturräum-
liche oder klimatische Veränderungen, für
die ein anthropozentrischer Nachhaltigkeits-
ansatz ohnehin keine Zielgrößen liefern
kann. Daraus folgt, dass sich die Zielerrei-
chung der nachhaltigen Nutzung der ver-
schiedenen Güter und Dienstleistungen von
Landschaften nur relativ mittels Zeitreihen
und außerdem meist „nur“ qualitativ bestim-
men lässt. Außerdem können zahlreiche so-
ziokulturelle, ästhetische und ökonomische
Nachhaltigkeitsindikatoren nur von den Ak-
teuren vor Ort, d.h. der Bevölkerung, von
den mit der Landschaft direkt verbundenen
Personen und Institutionen, von Land-
schaftskennern und -liebhabern, von Natur-
schutzorganisationen oder von lokalen Be-
hörden beurteilt werden.
Das in unseren Studien verwendete Krite-
rien/Indikatorenset (Tab. 4) basiert auf zahl-
reichen Arbeiten über Nachhaltigkeitsindi-
katoren (Bundesamt für Statistik & Buwal
1999, Bundesamt für Statistik et al. 2002,
Buwal 1999, 2002, HABERL et al. 1999,
ISELIN 2001, VAN MANSFELT & VAN DER LUB-
BE 1999, OECD 1994, RODEWALD & NEFF,
2001, UBA 2000, 2002, WRBKA et al. 1999).
Die Indikatoren wurden außerdem aufgrund
der konkreten Landschaftsverhältnisse in
den sechs Fallgebieten dieser Studie vali-
diert. Sie beschreiben die Systeme suffizient.
Wir haben uns dabei für die Klassifizierung
gemäß Indikatorenmodell Driving forces-
State-Response entschieden. Denn das alter-
native Pressure-State-Response-Modell
würde die großräumigen, sich verändernden
negativen und positiven Einflüsse auf den
Landschaftsraum zu engräumig abbilden
(ISELIN 2001). Zudem erwies es sich in An-
betracht ihrer zentralen Bedeutung als sinn-
voll, die soziale Nachhaltigkeitsdimension
in eine soziale und eine kulturelle Dimension
aufzutrennen. Die Erhebung der Daten zu
den verschiedenen Indikatoren erfolgte mit-
tels Befragung von Fallgebietsvertretern und
Fachleuten nach einer qualitativen Skalie-
rung „hoch“, „mittel“, „gering“.
6 Analyse der institutionellen 
Ressourcenregime der Landschaft
Wie eingangs erwähnt, besteht die Zielset-
zung unserer Studie indessen nicht nur in der
Bestimmung der vorgetragenen Nachhaltig-
keitsindikatoren für landschaftsproduzierte
Güter und Dienstleistungen und in einer
Erhebung der entsprechenden Daten, die
Veränderungen in der Nachhaltigkeit der
Landschaftsnutzung aufzeigen sollten. Das
deklarierte Ziel der Studie besteht vielmehr
darin, diese Veränderungen anhand eines
vergleichenden Forschungsdesigns weit-
möglichst durch sich verändernde, aber auch
durch von Anfang an infolge einer entspre-
chenden Gebietsauswahl prinzipiell unter-
schiedlich ausgestaltete institutionelle Re-
gime zu erklären. Definitionsgemäß (vgl.
KNOEPFEL et al. 2001, 2003) umfassen solche
Regime die Gesamtheit der formellen, staat-
lich festlegbaren Determinanten des Verhal-
tens der – homogenen und heterogenen –
Gruppen von Nutzern der im Vorlauf identi-
fizierten Güter und Dienstleistungen der un-
tersuchten Landschaften. Diese Determinan-
ten finden sich entweder auf der Ebene
(meist zivilrechtlich geregelter) Eigentums-
,Verfügungs- und Nutzungsrechte an Gütern
und Dienstleistungen der für Landschaften
konstitutiven Basisressourcen (insbesonde-
re: Boden und Wasser, aber auch Biomasse
und Luft(raum)) sowie auf der Ebene spezi-
fischer (meist öffentlich-rechtlicher) Umset-
zungsakte öffentlicher Schutz- und Nut-
zungspolitiken. Diese Letzteren richten sich
an Inhaber formeller Nutzungsrechte, mitun-
ter aber auch an andere Akteurgruppen, die
keine eigentlichen (individuellen und rechts-
förmlich ausgewiesenen) Nutzungsrechte an
den Basisressourcen innehaben.
Das in unserer Studie verwendete Konzept
der institutionellen Ressourcenregime quali-
fiziert diese Regime entlang der beiden für
die Nachhaltigkeit der daraus resultierenden
Nutzungssituationen zentralen Dimensionen
„Ausdehnung“ und „Kohärenz“. Es postu-
liert, dass jene Regime nachhaltige Nutzung
sicherstellen, die
1. alle tatsächlich in Anspruch genommenen
Güter und Dienstleistungen einer Ressource
durch entsprechende Regulierungen (privat-
und/oder öffentlich-rechtlicher Art) hinläng-
lich präzise definieren und inhaltlich derart
regulieren, dass Rivalitäten untereinander
geregelt und deren Umschlagen auf die
Selbstregulierungskapazität (in unserem Fal-
le die „Interaktionsleistungen“) der Ressour-
ce selbst vermieden werden (hohes oder
niedriges „relatives Ausmaß“ des Regimes),
und
2. diese Regulierungen die berechtigten Ak-
teure zu einem widerspruchsfreien Verhalten
anhalten. Dieses geschieht dadurch, dass
entsprechende Regulierungen insbesondere 
Ü Widersprüche zwischen Anordnungen von
Schutz- und Nutzungspolitiken durch Koor-
dinationspflichten unter den zuständigen Be-
hörden etc. vermeiden (interne Kohärenz der
einschlägigen öffentlichen Politiken);
Ü im Rahmen der eigentumsrechtlichen
Grundordnung Widersprüche in der Defini-
tion der den verschiedenen Akteuren zuste-
111Naturschutz und Landschaftsplanung 35, (4), 2004
112 Naturschutz und Landschaftsplanung 35, (4), 2004
Tab. 4: Kriterien-/Indikatorenliste für die Beschreibung des regionalen Nachhaltigkeitsgrades der Landschaft, ausgehend von sechs Fallgebieten ruraler
Landschaften. Die Beurteilung erfolgt aufgrund von regional genehmigten Konzepten, Plänen, Leitbildern und aufgrund von Akteursbefragungen.
ZO: Zuordnung zu Driving Force [D], State [S], Response [R], NB: Nachhaltigkeitsbereich, ökologisch [ökol], ökonomisch [ökon], sozial [s] und kulturell (k]
Kriterium Indikator ZO NB
A1. Boden- und Gewässerbelastung D ökol
A2. Ökologischer Optimierungsgrad der Land- und Waldwirtschaft sowie Anteil Biobetriebe R ökol
A3. Naturnähe/Vitalität des Waldes (Anteil standortfremder Bäume, Pflanzungen, schonende Holzernteverfahren, Naturver-
jüngung, Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes) S ökol
A4. Aufrechterhaltung der Schutzwaldfunktion/ökologischer Stabilitätsgrad S ökol
A5. Anteil Ökoausgleichsflächen in der landwirtschaftlichen Nutzfläche R ökol
A6. Anteil Extensivwiesen, -weiden S ökol
A7. Volkswirtschaftliche Kosten D ökon
A8. Einkommenssituation D ökon
A9. Arbeitsplätze D ökon
A10. Überlebensfähigkeit der Betriebe D ökon
A11. Regionalvermarktung und Qualitätslabel R ökon
A12. Grad der lokalen Produktion und Verarbeitung (Herkunft der Betriebe) S s
A13. Integrationsgrad der Nicht-Landwirte in der landwirtschaftlichen Tätigkeit R s
A14. Zufriedenheitsgrad, Wohlbefinden und Traditionsbezug unter der Landeigentümern und Bewirtschaftern S s
A15. Nutzungsvielfalt/Produktpalette R k
A16. Erhaltungsgrad von Gebäuden, traditionellen Erschließungseinrichtungen und schutzwürdigen Anlagen (z. B. Terrassen) R k
A17. Veränderungsgrad (Infrastrukturen, Meliorationen, Wege, Gebäudezuwachs) R k
B1. Flächenanteil und Qualität der Naturräume (in und außerhalb des Waldes, Wildnisgebiete) S ökol
B2. Vielfalt (Biotoptypen; Strukturvielfalt des Waldes, Totholzanteil im Wald, Waldsaumqualität) und Vernetzungsgrad S ökol
B3. Anteil naturnaher/natürlicher Fließgewässerstrecken R ökol
B4. Anteil naturnaher/natürlicher Waldungen R ökol
B5. Ausprägung und Seltenheit geomorphologischer Strukturen S ökol
B6. Pflegeaufwand D ökon
B7. Deckungsgrad der Pflegekosten D ökon
B8. Grad des behördlichen Engagements R ökon
B9. Gesamtwertschöpfung aus Landschafts- und Ortsbild (Produkte, Imageträger) R ökon
B10. Erholungs- und Erlebnisqualität S s
B11. Zugänglichkeit D s
B11a. Raumdurchlässigkeit für den Menschen D s
B12. Akzeptanz der gesetzlichen Schutzauflagen (und der Schutzverbände) bei den Landeigentümern und Bewirtschaftern R s
B13. Beteiligung Externer an Unterhalts- und Pflegearbeiten in der Landschaft R s
B14. Begegnungsorte im öffentlichen Raum S s
B15. Ausprägung ästhetischer Merkmalsträger für Vielfalt, Eigenheit, Naturnähe und Harmonie (objektiv) S k
B16. Vorhandensein von Orten der Kraft, Symbolik und besonderer ästhetischer Empfindungen (subjektiv) S k
B16a. ästhetische Qualität des Bauwerkes S k
B17. Vielfalt der landschaftserhaltenden Kulturmethoden (Heuhisten, Wildheumahd, Moorbeweidung, Trockenmauerbau, Pflege 
der historischen Infrastrukturen, Waldweiden etc.) S k
B18. Vorhandensein von lokalem Wissen in der Bevölkerung über die naturräumlichen Eigenarten D k
B19. Bewusstsein einer mémoire collective (Verlusterfahrung, Geschichten, Legenden, Bilder der Landschaft) D k
C1. Grad baulicher Belastung D ökol
C2. Bodenverbrauchsrate (überbaute Fläche pro E) D ökol
C3. zeitlicher und räumlicher Grad nicht-baulicher Belastung D ökol
C4. Zerschneidungsgrad (durch Strassen 1.-4. Kategorie) D ökol
C5. Grad der Bodenversiegelung D ökol
C6. positive Effekte der nicht-land/forstwirtschaftlichen Nutzung (z.B. ökologische Kompensationen) R ökol
C7. lokal verbleibende Wertschöpfung aus naturverbundenen Tourismus- und Freizeitangeboten D ökon
C8. Grad regionaler Kreislaufwirtschaft (Ent-, Versorgungsstätten) R ökon
C9. Arbeitsplätze ausserhalb der Land- und Forstwirtschaft D ökon
C9a. Arbeitsplätze/ha Wirtschaftsfläche D ökon
C10. volkswirtschaftliche Kosten (Sanierung, Lärmschutz, etc.) D ökon
C11. positive Verankerung der touristischen und freizeitorientierten Nutzung in der Dorfgemeinschaft R s
C12. Zufriedenheitsgrad und Wohlbefinden unter den nicht-land/forstwirtschaftllichen Landnutzern R s
C12a. Wohnqualität S s
C13. Grad der Verbundenheit mit der Landschaft R s
C14. Verträglichkeit mit Naherholungsbedürfnis der lokalen Bevölkerung R s
C15. Vorhandensein partizipativer Initiativen (Schutzverband, Quartierverein, Landschaftsentwicklungskonzept, Lokale Agenda 21,
Zonenplan), Beteiligungsgrad R s
C16. Bedeutung für kulturelle Identifikation R k
C17. Erhaltungsgrad traditioneller Erschließungseinrichtungen, schutzwürdiger Bauten und Anlagen D k
C18. Veränderungsgrad der nicht-land/forstwirtschaftlichen Nutzung (Infrastruktur, Nutzung, Gebäudezuwachs, neu versiegelte 
Flächen) D k
A. Nachhaltigkeit
der Land- und
Waldwirtschaft
B. naturräumlicher
und ästhetischer
Zustand der Land-
schaft
C. Grad der Sied-
lungstätigkeit und
von Tourismus/
Freizeit
henden Nutzungsrechte vermeiden, die etwa
dazu führen können, dass an einer oder meh-
reren Dienstleistungen ein und derselben
Ressource zu viele/zu wenige Nutzungs-
rechte oder sich inhaltlich mit anderen riva-
lisierenden Gütern und Dienstleistungen
überschneidende Nutzungsrechte definiert
und vergeben werden (interne Kohärenz im
„regulativen System“);
Ü Widersprüche zwischen den Umsetzungs-
akten der öffentlichen Politiken und den von
der eigentumsrechtlichen Grundordnung
festgelegten Berechtigungen vermeiden, die
entweder zum Scheitern der Politik oder zu
einer Beeinträchtigung der für Nachhaltig-
keit bedeutsamen Vorhersehbarkeit zivil-
rechtlich festgelegter Nutzungsrechte führen
können („externe Kohärenz“ zwischen öf-
fentlichen Politiken und „regulativem Sys-
tem“).
Diese Definition lässt sich schematisch
mit der in Abb. 1 dargestellten Figur wieder-
geben.
Im Hinblick auf die empirische Bestim-
mung dieser von Gebiet zu Gebiet unter-
schiedlichen und sich innerhalb der Gebiete
im Laufe der Zeit verändernden Regimedi-
mensionen mussten – in Analogie zu den
Vorläuferstudien zu den Ressourcen Boden,
Wasser und Wald (KNOEPFEL et al. 2003) –
Indikatoren festgelegt werden, die den land-
schaftsspezifischen Gegebenheiten Rech-
nung tragen sollten. Wie in den Vorläuferstu-
dien besteht auch in der hier referierten
Landschaftsuntersuchung die wissenschaft-
liche Herausforderung darin, die (meist na-
turwissenschaftlichen) Dimensionen der
Landschaftsqualitätsveränderungen zunächst
abzubilden als Veränderungen in der Nut-
zung spezifischer Güter und Dienstleistun-
gen der betroffenen Landschaften, diese dar-
aufhin zu verkoppeln mit (sozialwissen-
schaftlichen) Daten zum Nutzungsverhalten
der an diesen Gütern und Dienstleitungen in
irgendeiner Weise „berechtigten“ oder „nicht
berechtigten“ Akteurgruppen und diese Da-
ten schließlich in Verbindung zu bringen mit
empirischen Angaben zu formellen Nut-
zungsrechten und Politikumsetzungsakten.
Wiederum in Anlehnung an das in den
Vorläuferstudien angewandte Forschungs-
protokoll wurde bei der Erhebung dieser Da-
ten in folgenden drei Schritten vorgegangen:
Ü Bestimmung der die identifizierten Güter
und Dienstleistungen einer gegebenen Land-
schaft real nutzenden Akteurgruppen rund
um besonders sensible „Fokusgebiete“ in-
nerhalb der ausgewählten Landschaftsräu-
me. Diese lassen sich grob einteilen in „Ins“
und „Outs“, je nach dem, ob sie ihren dauer-
haften Wohnsitz innerhalb oder außerhalb
des Gebietes haben. Die prinzipiell in Frage
kommenden Akteurgruppen finden sich in
der dritten Kolonne der Tab. 3; die Feldstu-
dien sollen diese Gruppen ausfindig machen
und Veränderungen ihrer Profile, Nutzungs-
präferenzen etc. aber auch ihrer (für die spä-
teren Forschungsphasen bedeutsamen)
Rechtsausübungen etc. bzw. ihrer Positionie-
rung gegenüber Anordnungen seitens der
Behörden erfassen. 
Ü Identifikation des (anhand der Indikatoren
zu ermittelnden) Nutzerverhaltens der iden-
tifizierten Akteurgruppen und ihrer Verände-
rungen in der Zeitreihe.
Ü Identifikation der verschiedenen (gewohn-
heits-)rechtlichen Titel, die die ermittelten
Akteurgruppen für ihre Nutzungen bean-
spruchen. Darunter fallen zunächst zivil-
rechtliche Berechtigungen aller Art, die in
der Regel in den Grundbüchern eingetragen
sind und unter Mithilfe ortskundiger Juristen
ermittelt wurden. Die Studien werden aber
auch Berechtigungen und Nutzungsbe-
schränkungen erfassen, die in Anordnungen
öffentlicher Politiken (Baupolizei, Umwelt-
schutz, Wasserbau, Landwirtschaft, Infra-
strukturpolitiken etc.) begründet sind.
Schließlich werden sich auch reale Nutzun-
gen finden, für die überhaupt keine formel-
len Berechtigungen oder Regulierungen vor-
liegen (faktische Aneignungen).
Ü Identifikation nicht beanspruchter (zivi-
listischer) Nutzungsrechte bzw. nichtbefolg-
ter (und daher auf der Ebene der Analyse der
real nutzenden Akteure nicht sichtbarer) Po-
litikumsetzungsakte. Solche offenbar irrele-
vanten institutionellen „Determinanten“ des
Nutzerverhaltens lassen sich anhand von
Output- (öffentliche Politiken) bzw. von
Grundbuchanalysen („Eigentümer unbe-
kannt“) ermitteln; sie sind gerade für die von
uns privilegierten Berglandschaften von Be-
deutung.
Ü Analyse der Akteure der vorgefundenen
öffentlichen Politiken, ihrer Ressourcen, ih-
rer institutionellen Determinanten und ihrer
(Zwischen-)produkte nach Maßgabe der
klassischen Politikanalyse (KNOEPFEL et al.
2001). Da Landschaftsregulierung in aller
Regel als Mehrebenenprozess erfolgt, sind
dabei auch Akteure der übergeordneten Ebe-
nen (international, Bund, Kantone und Re-
gionen) einzubeziehen. Beim (vermutlich
recht häufigen) Vorliegen widersprüchlicher,
aber auch besonders gut koordinierter Poli-
tikprodukte sind insbesondere die Strategien
der in koncreto definierten Nutzergruppen
und ihre Interaktionen mit den zuständigen
Behörden von Interesse.
Anhand dieser empirischen Daten lassen
sich die institutionellen Ressourcenregime
und ihre Veränderungsdynamiken bestim-
men. Die Ergebnisse der Vorläuferstudien
lassen darauf schließen, dass diese Dynamik
tatsächlich eine hohe Erklärungsfähigkeit für
mehr oder weniger nachhaltige Ressourcen-
nutzung hat. Wir vermuten insbesondere,
dass Regime, die sich in Richtung „integrier-
ter Regime“ entwickeln, gute Voraussetzun-
gen für eine erfolgreiche Entwicklung in
Richtung nachhaltiger Landschaftsnutzung
bieten (Abb. 1). Ist das Gegenteil der Fall, so
besteht die Gefahr einer Ressourcenübernut-
zung. Regime mit einem hohen Ausmass, die
eine geringe Kohärenz unter den Akteuren
aufweisen („komplexe“ Regime) können ei-
ne Tendenz zur landschaftlichen Segregation
bewirken, indem sie sich gegenläufig verhal-
tende Akteure dazu anhalten, sich räumlich
voneinander zu trennen. Wir vermuten, dass
daraus der heute häufige Zustand von inten-
siv und in sich nicht ressourcenschonend ge-
nutzten Flächen (für Siedlung und Landwirt-
schaft) und davon abgetrennter, inselartiger
Naturschutzzonen entsteht. Daraus kann
aber auch der umgekehrte Fall aufgegebener,
früher im Interesse einer nachhaltigen Land-
schaft extensiv genutzter Landwirtschafts-
flächen (Alpweiden in den südalpinen Ge-
bieten) hervorgehen. Dort herrscht nur
scheinbar Kohärenz, weil überhaupt nie-
mand konkrete Nutzungs-, aber auch nie-
mand gegenläufige Schutzabsichten geltend
macht.
7 Erste Ergebnisse aus dem Fallbeispiel
Val Mora/Val Müstair GR
Das Val Mora ist ein alpwirtschaftlich ge-
nutztes Seitental des Val Müstair im östli-
chen Graubünden und grenzt an den Stelvio
Nationalpark. Zur Zeit ist dort ein Biosphä-
renreservat geplant. Aus der indikatorge-
stützten Beschreibung des Landschaftszu-
standes zwischen 1970 und 2003 ergaben
sich Verbesserungen namentlich der Güter
und Dienstleistungen der ästhetischen Land-
schaftsqualität, während sich jene der ökolo-
gischen und soziokulturellen Qualität ambi-
valent verhielten. Die meisten der einer Ver-
änderung zugrunde liegenden Indikatoren
entstammen der Kategorie Driving-Force
und Response, woraus sich der große Ein-
fluss der öffentlichen Politik und ihrer lo-
kalen Reaktion auf die Landschaftsentwick-
lung erkennen lässt. Die entsprechende Ana-
lyse des institutionellen Regimes deckte auf,
dass innerhalb des Betrachtungszeitraumes
sich einerseits die Grundeigentumsverhält-
nisse vereinfacht haben (Fusion zweier Al-
penkorporationen), andererseits neue Akteu-
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Abb. 1: Darstellung der institutionellen Ressourcenregime und ihre Beziehung zum Grad der ideal-
typischen landschaftlichen Entwicklung (nach KNOEPFEL et al. 2001).
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kohärenz unter den Akteuren
Ausmaß (regulier-
te/nutzbare Güter) 
integriertes Regime 
Tendenz zu nachhaltiger Entwicklung 
einfaches Regime 
Tendenz zu Nutzungsaufgabe 
komplexes Regime 
Tendenz zu Segregation 
kein Regime 
Tendenz zu Ressourcenübernutzung 
hoch 
hoch 
re (im Bereich der Milchvermarktung und
des Tourismus) mit veränderten Nutzungen
(Biolandbau und Mountain-Biking) hinzu-
gekommen sind. Die Aneignungsprozesse
gerade im Bereich der Erholung und des
Tourismus (Beispiel Mountain-Biking) sind
hoch. Auch die zahlreichen privaten Home-
page-Autoren, die über Landschaftserlebnis-
se im Val Mora auf ihrer Webseite berichten,
betreiben eine Form der Landschaftsaneig-
nung, die nicht in jedem Falle mit den Rech-
ten der lokalen Inhaber von Nutzungsrechten
(Bsp. Landwirten) kohärent ist. Die Zunah-
me der genutzten Dienstleistungen gerade
im Bereich der ästhetischen Landschaftsqua-
lität bewirkt daher eine Abnahme der Kohä-
renz unter den Akteuren und lässt das Re-
gime als komplex, aber nicht integriert er-
scheinen. Zur eher niedrigen Kohärenz trägt
auch die militärische Nutzung bei, die in die
Jagdsaison fällt, den Wilddruck auf den Na-
tionalpark erhöht und das Wandererlebnis
einschränkt. Die Landschaft tendiert mit die-
sem Regime zur Segregation. Mit dem Kon-
zept Biosphärenreservat eröffnet sich nun
die Chance, ein institutionelles Gefäss zu
schaffen, welches im Sinne einer integrieren-
den Governance-Struktur die Akteure stärker
untereinander verbindet.
8 Schluss
Die vorgestellte Studie ist gegenwärtig noch
nicht abgeschlossen. Die sechs Fallstudien
und der Synthesebericht werden im Sommer
2004 verfügbar sein. Erste Ergebnisse zeigen
jedoch bereits heute, dass sich das Konzept
der institutionellen Ressourcenregime auch
bei der Beurteilung und Erklärung land-
schaftlicher Veränderungsprozesse verwen-
den lässt, und dass es der Debatte über Be-
dingungen für eine nachhaltige Landschafts-
nutzung und über neue institutionelle Strate-
gien wichtige Impulse zu verleihen vermag.
Die Frage, ob ein formales Eigentumsrecht
an der Ressource Landschaft besteht, das
sich auf alle nutzbaren Güter und Dienstleis-
tungen beziehen würde, muss mit Nein be-
antwortet werden.
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